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BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. HERZOG Uber die Beschwerde der XXXX , geb. XXXX,
Staatsangehdorigkeit: Libanon, vertreten durch die Mutter XXXX , diese vertreten durch die Diakonie Flichtlingsdienst
gemeinnitzige GmbH und Volkshilfe Flichtlings- und Migrantinnenbetreuung GmbH als Mitglieder der ARGE
Rechtsberatung - Diakonie und Volkshilfe gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom
12.12.2016, ZI. XXXX , beschlossen:

A)

In Erledigung der Beschwerde wird der bekdampfte Bescheid behoben und die Angelegenheit gemalR8 28 Absatz 3
VwWGVG iVm § 34 Absatz 4 AsylG zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl
zuruickverwiesen.

B)

Die Revision ist gemal Artikel 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

BEGRUNDUNG:

I. Verfahrensgang und Sachverhalt
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1. Die minderjahrige BeschwerdefUhrerin (nachfolgend: BF) reiste gemeinsam mit ihrer Mutter (GZ. 2145314) und
ihrem minderjahrigen Bruder (GZ. 2145323) legal in das Osterreichische Bundesgebiet und stellte am 26.01.2016 einen
Antrag auf internationalen Schutz.

2. Im Rahmen der Erstbefragung gab die Mutter der Beschwerdefiihrerin befragt zu ihren Fluchtgrinden zu Protokoll,
dass sie eine christliche Armenierin sei und sich aufgrund der unsicheren Lage in Syrien und im Libanon unsicher
flhlen wirde. Bei einer Rickkehr hatte sie Angst vor der unsicheren Lage in Syrien.

Im Rahmen einer weiteren Einvernahme vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (nachfolgend: BFA) gab die
Mutter der Beschwerdefuhrerin zunachst an, syrische Staatsangehdrige zu sein und ausschlieBlich in Syrien verfolgt zu

werden. lhr Lebensmittelpunkt sei zuletzt in Damaskus in Syrien gewesen.

Der Grund fur die Asylantragstellung sei, dass es sich bei ihr um eine syrisch-armenische Christin handle. In Syrien
herrsche derzeit Krieg und an ihrem letzten Aufenthaltsort XXXX im Libanon hatte sie aufgrund der islamistischen
Gruppen als Christin Schwierigkeiten gehabt normal zu leben. Im Libanon wirden verschiedene Volksgruppen leben
und die Armenier seien dort eine Minderheit. Ihre Familie sei nach XXXX gezogen, weil dort mehrheitlich Armenier
leben wirden und die Sicherheitslage von Anfang an sehr gut gewesen sei. Der Ort XXXX liege an der syrischen Grenze.
Auf der syrischen Seite liege die Stadt XXXX , die von islamistischen Gruppen kontrolliert werde. Die syrische Armee
habe Allianzen mit mehreren Milizen geschlossen und wirde nun gegen diese Gruppen vorgehen. Die Islamisten
hatten zu verlieren begonnen und die Stadt XXXX auf dem Weg nach XXXX passiert. Die in XXXX lebenden Armenier
mussten ihre Stadt verteidigen und jeder habe eine Waffe erhalten, um die Familie und die Nachbarn zu verteidigen.
Ihr Gatte habe dort mitgemacht, um die Stadt zu verteidigen. Die armenischen Buben hatten sie auch gefragt, ob ihr
Sohn bei der Verteidigung der Stadt mithelfen kdnne. Sie wolle nicht, dass ihr Sohn Waffen trage.

Aufgrund ihrer EheschlieBung mit einem libanesischen Mann habe sie die libanesische Staatsbirgerschaft und den
libanesischen Reisepass erhalten. Seither verfige sie Uber eine Doppelstaatsbirgerschaft. lhre syrische
Staatsburgerschaft hatte sie nicht zurickgelegt.

Des Weiteren legte die Mutter der BF dar, dass im April 2015 eine Gruppe von Islamisten zu ihr nach Hause gekommen
sei. Diese hatten versucht, sie sexuell zu belastigen.

3. Mit Telefax vom 13.07.2016 langte beim Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl eine fir die minderjahrige
Beschwerdefihrerin, ihre Mutter und ihren minderjahrigen Bruder gemeinsam verfasste Stellungnahme ein.

4. Mit Telefax vom 27.09.2016 langte beim Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl eine weitere flr die minderjahrige
Beschwerdefihrerin, ihre Mutter und ihren minderjahrigen Bruder gemeinsam verfasste Stellungnahme ein.

5. Mit dem angefochtenen Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 12.12.2016 wurde der Antrag
der Beschwerdefuhrerin auf internationalen Schutz bezuglich der Zuerkennung des Status der Asylberechtigten gemaf}
§ 3 Abs. 1iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 (Spruchpunkt I.) sowie bezlglich der Zuerkennung des Status der subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Libanon gemal3 8 8 Abs. 1 iVm8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005
abgewiesen (Spruchpunkt IL.). Ein Aufenthaltstitel aus berutcksichtigungswiirdigen Griinden wurde gemaR § 57 AsylG
2005 nicht erteilt. GemalR8 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 9 BFA-Verfahrensgesetz wurde gegen die
Beschwerdefiihrerin eine Ruckkehrentscheidung gemafld 8 52 Abs. 2 Z 2 FPG 2005 erlassen und gemal3 8 52 Abs. 9 FPG
2005 unter einem festgestellt, dass die Abschiebung der Beschwerdefihrerin in den Libanon gemaR§ 46 FPG 2005
zuldssig ist (Spruchpunkt I1l.). Gemal § 55 Absatz 1 bis 3 FPG betrage die Frist fur die freiwillige Ausreise zwei Wochen
ab Rechtskraft der Rickkehrentscheidung (Spruchpunkt IV.).

6. Dagegen erhoben die minderjahrige Beschwerdefihrerin, ihre Mutter und ihr minderjahriger Bruder fristgerecht
eine gemeinsam verfasste Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Hinsichtlich des Inhaltes der Beschwerde
wird auf den Akteninhalt (VWGH 16. 12. 1999, 99/20/0524) verwiesen.

7. Mit Telefax vom 23.03.2017 langte beim Bundesverwaltungsgericht eine fiir die minderjahrige Beschwerdefthrerin,
ihre Mutter und ihren minderjahrigen Bruder gemeinsam verfasste Beschwerdeerganzung ein.

8. Hinsichtlich des Verfahrensganges und des Parteivorbringens im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Zu Spruchpunkt A)
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1. Verfahrensbestimmungen
1.1. Zustandigkeit, Entscheidung durch den Einzelrichter

Gemald § 7 Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln
aus berucksichtigungswirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MaBnahmen sowie zur Ausstellung von 0sterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt werden (BFA-
Verfahrensgesetz - BFA-VG), BGBI | 87/2012 idgF entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl.

Gemall & 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBI | 10/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit mangels anderslautender gesetzlicher Anordnung in den anzuwendenden Gesetzen

Einzelrichterzustandigkeit vor.
1.2. Anzuwendendes Verfahrensrecht

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das Bundesgesetz tiber das
Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | 33/2013 idFBGBI |
122/2013, geregelt (8 1 leg.cit). GemaR8 58 Abs 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

8 1 BFA-VG (Bundesgesetz, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl zur Gewdhrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln aus
berucksichtigungswurdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MalRnahmen sowie zur Ausstellung von &sterreichischen Dokumenten fur Fremde geregelt werden, BFA-
Verfahrensgesetz, BFA-VG), BGBI | 87/2012 idFBGBI | 144/2013 bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine
Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die fir alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen
und Asyl, vor Vertretungsbehdrden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberuhrt

Gemald 88 16 Abs. 6, 18 Abs. 7 BFA-VG sind flr Beschwerdevorverfahren und Beschwerdeverfahren, die 88 13 Abs. 2
bis 5 und 22 VWGVG nicht anzuwenden.

GemaR § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist, die Entscheidungen und Anordnungen
durch Beschluss. Gemal Abs. 3 sind auf die Beschlisse des Verwaltungsgerichtes § 29 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 4 und §
30 sinngemald anzuwenden. Dies gilt nicht fur verfahrensleitende Beschlusse.

Gemal} § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben findet, den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf
Grund der Erklarung tber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprufen.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemal? § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht (Z1) oder die Feststellung des maRgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
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Kostenersparnis verbunden ist (Z2).

Gemal} § 28 Abs. 3 VWGVG hat das Verwaltungsgericht im Verfahren tber Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG
wenn die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vorliegen, in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behdrde dem nicht
bei der Vorlage der Beschwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Beschleunigung des
Verfahrens widerspricht. Hat die Behdrde notwendige Ermittlungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das
Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines
neuen Bescheides an die Behdrde zurlckverweisen. Die Behdérde ist hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden,
von welcher das Verwaltungsgericht bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

§ 34 AsylG lautet:

"(1) Stellt ein Familienangehdriger von

1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist;

2. einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (§ 8) zuerkannt worden ist oder
3. einem Asylwerber

einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

(2) Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehorigen eines Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten

zuzuerkennen, wenn
1. dieser nicht straffallig geworden ist und
(Anm.: Z 2 aufgehoben durch Art. 3Z 13,BGBI. | Nr. 84/2017)

3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (8 7).

(3) Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn

1. dieser nicht straffallig geworden ist;
(Anm.: Z 2 aufgehoben durch Art. 3 Z 13,BGBI. | Nr. 84/2017)

3. gegen den Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur

Aberkennung dieses Status anhangig ist (8 9) und
4. dem Familienangehorigen nicht der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen ist.

(4) Die Behorde hat Antrage von Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu prfen; die Verfahren sind unter
einem zu fuhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle Familienangehdérigen den gleichen
Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen,
wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage waren als unzuldssig
zuruckzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhdlt einen gesonderten Bescheid. Ist einem Fremden der
faktische Abschiebeschutz gemaR §& 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehdrigen

zuzuerkennen.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemaR fur das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht.
(6) Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind nicht anzuwenden:

1. auf Familienangehdrige, die EWR-Blirger oder Schweizer Birger sind;

2. auf Familienangehdrige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsidiar
Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es handelt sich

bei dem Familienangehdrigen um ein minderjahriges lediges Kind;

3.im Fall einer Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption @& 30 NAG)."
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2. Zur Entscheidungsbegrindung:

2.1. Obwohl gem. 8 17 iVm8§ 58 VwGVG seit 01.01.2014 der8 66 Abs. 2 AVG in Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht nicht mehr anzuwenden ist und gem. 8§ 58 VwWGVG stattdessen § 28 Abs. 3 VwGVG mit
genanntem Datum in Kraft trat, womit das Erfordernis des § 66 Abs. 2 leg.cit, wonach die Durchfuhrung oder
Wiederholung einer miindlichen Verhandlung unvermeidlich erscheint, weggefallen ist, und sich die Regelungsgehalte
beider Normen nicht somit ganzlich decken, findet die einschlagige hdéchstgerichtliche Judikatur zu 8 66 Abs. 2 AVG

grundsatzlich weiterhin Anwendung.

Das Modell der Aufhebung des Bescheides und Zurlckverweisung der Angelegenheit an die Behérde folgt
konzeptionell jenem des8 66 Abs. 2 AVG, setzt im Unterschied dazu aber nicht auch die Notwendigkeit der
Durchflihrung oder Wiederholung einer mundlichen Verhandlung voraus. Voraussetzung fiir eine Aufhebung und
Zuruckverweisung ist allgemein (nur) das Fehlen behordlicher Ermittlungsschritte. Sonstige Mangel, abseits jener der
Sachverhaltsfeststellung, legitimieren nicht zur Behebung auf Grundlage von 8 28 Abs. 3 2. Satz VwGVG
(Fister/Fuchs/Sachs, Verwaltungsgerichtsverfahren (2013) § 28 VwWGVG Anm. 11).

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich in seinem Erkenntnis vom 26.06.2014, Ro 2014/03/0063, mit der
Sachentscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte auseinandergesetzt und darin folgende Grundsatze

herausgearbeitet:

* Die Aufhebung eines Bescheides einer Verwaltungsbehorde durch ein Verwaltungsgericht komme nach dem
Wortlaut des§ 28 Abs. 1 Z 1 VwGVG nicht in Betracht, wenn der fur die Entscheidung mafgebliche Sachverhalt
feststeht. Dies wird jedenfalls dann der Fall sein, wenn der entscheidungsrelevante Sachverhalt bereits im
verwaltungsbehordlichen Verfahren geklart wurde, zumal dann, wenn sich aus der Zusammenschau der im
verwaltungsbehordlichen Bescheid getroffenen Feststellungen (im Zusammenhalt mit den dem Bescheid zu Grunde
liegenden Verwaltungsakten) mit dem Vorbringen in der gegen den Bescheid erhobenen Beschwerde kein
gegenldufiger Anhaltspunkt ergibt.

* Der Verfassungsgesetzgeber habe sich bei Erlassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBI. | 51, davon
leiten lassen, dass die Verwaltungsgerichte grundsatzlich in der Sache selbst zu entscheiden haben, weshalb ein
prinzipieller Vorrang einer meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte anzunehmen ist.

* Angesichts des in§ 28 VwWGVG insgesamt verankerten Systems stelle die nach § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG
bestehende  Zurlckverweisungsmoglichkeit eine  Ausnahme von der grundsatzlichen  meritorischen
Entscheidungszustandigkeit der Verwaltungsgerichte dar. Nach dem damit gebotenen Verstdndnis stehe diese
Moglichkeit bezlglich ihrer Voraussetzungen nicht auf derselben Stufe wie die im ersten Satz des 8 28 Abs. 3 VwWGVG
verankerte grundsatzliche meritorische Entscheidungskompetenz der Verwaltungsgerichte. Vielmehr verlangt das im 8§
28 VwGVG insgesamt normierte System, in dem insbesondere die normative Zielsetzung der
Verfahrensbeschleunigung bzw. der Berlcksichtigung einer angemessenen Verfahrensdauer ihren Ausdruck findet,
dass von der Moglichkeit der Zuruckverweisung nur bei krassen bzw. besonders gravierenden Ermittlungslicken
Gebrauch gemacht wird. Eine Zuruckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehoérde zur Durchfihrung notwendiger
Ermittlungen wird daher insbesondere dann in Betracht kommen, wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche
Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des mafRRgebenden Sachverhaltes (vgl. § 37 AVG) lediglich
vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder bloR ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete
Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlie, damit diese
dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (etwa im Sinn einer "Delegierung" der Entscheidung an das
Verwaltungsgericht).

Der Verwaltungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 10.09.2014, Ra 2014/08/0005 die im Erkenntnis vom 26.06.2014,
Ro 2014/03/0063 angefiihrten Grundsatze im Hinblick auf Aufhebungs- und Zurlckweisungsbeschlisse des
Verwaltungsgerichtes gemaf § 28 Abs. 3 VWGVG nochmals bekraftigt und flihrte ergédnzend aus, dass selbst Bescheide,
die in der Begrindung durftig sind, keine Zurlckverweisung der Sache rechtfertigen, wenn brauchbare
Ermittlungsergebnisse vorliegen, die im Zusammenhalt mit einer allenfalls durchzufihrenden mundlichen
Verhandlung im Sinn des§ 24 VwGVG zu vervollstandigen sind (vgl. hierzu auch VwGH Ra 2015/01/0123 vom
06.07.2016 und VWGH Ra 2017/01/0433 vom 03.04.2018).

Der Verwaltungsgerichtshof verlangt in seiner Rechtsprechung auch eine ganzheitliche Wirdigung des individuellen
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Vorbringens eines Asylwerbers unter dem Gesichtspunkt der Konsistenz der Angaben, der personlichen
Glaubwidirdigkeit des Asylwerbers und der objektiven Wahrscheinlichkeit seines Vorbringens, wobei letzteres eine
Auseinandersetzung mit (aktuellen) Landerberichten verlangt (VWGH 26.11.2003, 2003/20/0389).

Im Erkenntnis vom 17.10.2006 (Z12005/20/0459) hat der VWGH betont, dass eine Behebung nach§ 66 Absatz 2 AVG nur
zuldssig ist, wenn eine weitere Verhandlung/Einvernahme erforderlich ist, was nicht der Fall ware, wenn die Mangel

des erstinstanzlichen Verfahrens durch schriftliches Parteiengehdr saniert hatten werden kénnen.

Der Verwaltungsgerichtshof hat nun zusammengefasst in verschiedenen Erkenntnissen betont, dass eine
umfangreiche und detaillierte Erhebung des asylrechtlich relevanten Sachverhaltes durch die Behdrde erster Instanz
durchzufuhren ist.

Ebenso hat der Verfassungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 07.11.2008, ZI.U 67/08-9, ausgesprochen, dass
willkiirliches Verhalten einer Behorde, das in die Verfassungssphare eingreift, dann anzunehmen ist, wenn in einem
entscheidenden Punkt jegliche Ermittlungstatigkeit unterlassen wird oder ein ordnungsgemaRes Ermittlungsverfahren
gar nicht stattfindet, insbesondere in Verbindung mit einem Ignorieren des Parteienvorbringens oder dem AuRer-Acht-
Lassen des konkreten Sachverhaltes. Ein willkurliches Vorgehen liegt insbesondere dann vor, wenn die Behdrde den
Bescheid mit Ausfihrungen begriindet, denen jeglicher Begrindungswert fehlt (vgl. VfSlg. 13.302/1992 m. w. N,
14.421/1996, 15.743/2000).

In seiner Entscheidung vom 03.04.2018, Ra 2017/01/0433 hat der Verwaltungsgerichtshof ausgefihrt, dass in§ 28
VwWGVG ein prinzipieller Vorrang der meritorischen Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte normiert ist,
weswegen die in § 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG vorgesehene Moglichkeit der Kassation eines
verwaltungsbehordlichen Bescheides streng auf ihren gesetzlich zugewiesenen Raum zu beschrénken ist. Von der
Moglichkeit der Zurlickverweisung kann nur bei krassen bzw. besonders gravierenden Ermittlungsliicken Gebrauch
gemacht werden; eine Zuruckverweisung der Sache an die Verwaltungsbehdrde zur Durchfuhrung notwendiger
Ermittlungen kommt daher nur dann in Betracht, wenn die Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche
Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des malgebenden Sachverhaltes lediglich vollig
ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder blo3 ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete
Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehorde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlassen hat, damit
diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden. Sind (lediglich) erganzende Ermittlungen
vorzunehmen, liegt die (erganzende) Feststellung des maf3geblichen Sachverhaltes durch das Verwaltungsgericht im
Interesse der Raschheit im Sinn des § 28 Abs. 2 Z 2 erster Fall VwWGVG, zumal diesbeziglich nicht blof3 auf die
voraussichtliche Dauer des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens alleine, sondern auf die Dauer des bis zur
meritorischen Entscheidung insgesamt erforderlichen Verfahrens abzustellen ist. Nur mit dieser Sichtweise kann ein
dem Ausbau des Rechtsschutzes im Sinn einer Verfahrensbeschleunigung Rechnung tragendes Ergebnis erzielt
werden, fuhrt doch die mit der verwaltungsgerichtlichen Kassation einer verwaltungsbehérdlichen Entscheidung
verbundene Eréffnung eines neuerlichen Rechtszugs gegen die abermalige verwaltungsbehdrdliche Entscheidung an

ein Verwaltungsgericht insgesamt zu einer Verfahrensverlangerung.

2.2. Die von der Rechtsprechung der Gerichtshéfe des 6ffentlichen Rechts geforderte ganzheitliche Wirdigung bzw. die
Durchfuhrung eines ordnungsgemalien Ermittlungsverfahrens ist im gegenstandlichen Fall unterblieben und ist die
belangte Behdrde nach dem Dafiirhalten des Bundesverwaltungsgerichts ihrer Begriindungspflicht nicht ausreichend
nachgekommen. Im vorliegenden Fall sind die seitens der Hochstgerichte gestellten Anforderungen an ein
rechtsstaatliches Verfahren in qualifizierter Weise unterlassen worden, dies aus folgenden Erwagungen:

2.2.1. Hinsichtlich der Beschwerdeflhrerin liegt ein Familienverfahren vor.

Im Hinblick darauf, dass der angefochtene Bescheid der Mutter der Beschwerdefiihrerin mit Beschluss des BVwG vom
heutigen Tag behoben und die Angelegenheit gem. 8 28 Abs. 3 VWGVG zur Erlassung eines neuen Bescheides an das
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl zurlickverwiesen wurde, kann im Sinne des 8 34 Absatz. 4 AsylG, wonach die
Verfahren "unter einem zu fuhren" sind, auch der den Antrag auf internationalen Schutz abweisende angefochtene
Bescheid der Beschwerdefuhrerin keinen Bestand haben (vgl. VwWGH v. 18.10.2005, 2005/01/0402 bis 0404).

2.3. Im vorliegenden Fall konnte die Verhandlung im Sinne des§ 21 Abs. 7 BFA-VG entfallen, weil bereits aufgrund der
Aktenlage feststand, dass der mit der Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben war.


https://www.jusline.at/entscheidung/41265
https://www.jusline.at/entscheidung/31171
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/66
https://www.jusline.at/entscheidung/72
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/28
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https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/21

Zu Spruchpunkt B) Unzulassigkeit der Revision:

GemafR§ 25a Abs. 1 VwWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal’ Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Die gegenstandliche Entscheidung weicht nicht von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (VWGH 26.06.2014, Ra 2014/03/0063 sowie VwWGH 10.09.2014, Ra
2014/08/0005, VWGH Ra 2015/01/0123 vom 06.07.2016 und VwWGH Ra 2017/01/0433 vom 03.04.2018) ab. Durch die
genannten Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes fehlt es auch nicht an einer Rechtsprechung und die zu |6sende
Rechtsfrage wird in der Rechtsprechung auch nicht uneinheitlich beantwortet.
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